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Mehr  als  ein  viertel  Jahrhundert  ist  verflossen,  seit  das 
Deutsche  Eeich  im  nationalen  Karnj^e  gegen  den  Feind  auf 
den  Schlachtfeldern  Frankreichs  seine  Einheit  errungen  und 
die  im  blutigen  Ringen  gewonnene  Einheit  mit  Werken  des 
Friedens  ausgebaut  hat.  In  Versailles  freilich  fand  nur  seinen 
Abschluss,  was  vier  Jahre  vorher  mit  der  Begründung  des 
norddeutschen  Bundes  begonnen.  In  der  Eröffnungsrede  zum 
konstituirenden  Reichstage  hiess  es  „der  vorzulegende  Yer- 
fassungs-Entwurf  muthet  der  Selbständigkeit  der  Einzelstaaten 
zu  Gunsten  der  G-esammtheit  nur  diejenigen  Opfer  zu,  welche 
unentbehrlich  sind,  um  den  Frieden  zu  schützen,  die  Sicher- 
heit des  Bundesgebietes  und  die  Entwickelung  der  Wohlfahrt 
seiner  Bewohner  zu  gewährleisten. "  Zu  diesem  Zwecke  hatten 
sich  die  Eegierungen  über  eine  Anzahl  bestimmter  und  be- 
grenzter, aber  praktisch  bedeutsamer  Einrichtungen  ver- 
ständigt, „welche  ebenso  im  Bereich  der  unmittelbaren 
Möglichkeit,  wie  des  zweifellosen  Bedürfnisses  liegen." 

Schon  damals  war  die  Aufnahme  der  süddeutschen 
Staaten  in  den  norddeutschen  Bund  vorgesehen,  und  zwar 
dem  freien  Uebereinkommen  beider  Theile  anheimgestellt. 
Als  gemeinsames  Ziel  wurde  hingestellt  „die  Erhaltung  des 
Zollvereins,  die  gemeinsame  Pflege  der  Yolkswirthschaft,  die 
gemeinsame  Yerbürgung  für  die  Sicherheit  des  deutschen 
Gebietes  "  Es  galt  damals  den  günstigen  Moment  zur  Er- 
richtung des  Gebäudes  nicht  zu  versäumen.  Der  vollendetere 
Ausbau  sollte  dann  getrost  dem  ferneren  vereinten  Wirken 
der  deutschen  Fürsten  und  Yolksstämme  überlassen  bleiben. 
Jetzt  nach  mehr  als  25  Jahren  ist  es  wohl  an  der  Zeit,  zu 
prüfen,  was  von  den  Aufgaben  erfüllt,  welche  Ausgaben  das 
deutsche  Reich  für  die  Erfüllung  seiner  Zwecke  gemacht,  und 
auf  welche  Weise  es  sich  die  Mittel  hierfür  beschafft  hat. 
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In  der  finanzpolitisclien  Litteratur  fehlt  es  bis  jetzt  noch 
an  einer  zusammenfassenden  Darstellung  der  finanziellen  Ent- 
wickelung  des  Reiches .  Was  bisher  über  die  Eeichsfinanzen 
geschrieben  ist,  die  grosse  Anzahl  von  Broschüren,  die  ge- 
legentlich neuer  Steuervorlagen  erschienen  sind,  haben  mehr 
einen  practisch  agitatorischen  Zweck,  als  die  Absicht,  an  der 
Hand  der  in  den  amtlichen  Materialien  veröffentlichten  Zahlen 
ein  Bild  der  Finanzen  zu  geben  oder  sie  befassen  sich  mehr 
mit  der  staatsrechtlichen  als  der  finanzpolitischen  Seite.  So 
weit  dem  Verfasser  bekannt,  ist  nach  dieser  Richtung  ausser 
dem  Aufsatz  von  Adolf  Wagner  über  „das  Beichsfinanzwesen" 
in  Holtzendorfi's  Jahrbuch  des  deutschen  Beiches  1871  Seite 
581—645  und  desselben  Jahrbuch  1874  S.  61—252  und 
dem  Aufsatz  von  Georg  von  Mayr,  Handwörterbuch  der 
Staatsw.  Band  5  S.  384 — 402,  nichts  erschienen.  Eine  zu- 
sammenfassende Darstellung  der  Staatsfinanzen  über  eine 
ganze  Beihe  von  Jahren  giebt  Bhilipovich  „der  Badische 
Staatshaushalt  in  den  Jahren  von  1868/89.^^  Für  Preussen 
hat  Greorg  Schanz^)  im  Jahre  1887  eine  Uebersicht  über  den 
preussischen  Staatshaushalt  in  den  Jahren  1878/79—1887/88 
gegeben,  die  fortgesetzt  ist  von  Sattler^)  im  Jahre  1894  für 
die  Jahre  1886—1893.  Für  Frankreich  hat  ausser  den 
Schriften  B.  v.  Kaufi'manns,  die  aber  mehr  den  Zustand  der 
Finanzen  zu  einem  bestimmten  Zeitpunkte  darstellen,  Maurice^ 
Block  die  finanzielle  Entwickelung  Frankreichs  während  der 
letzten  fünfzig  Jahre  in  der  Weise  skizzirt,  dass  er  die 
beiden  französischen  Budgets  von  1845  und  1895  mit  einander 
verglichen  hat.^)  Ausserdem  hat  Matlekowits  eine  Geschichte 
des  ungarischen  Staatshaushalts  in  ungarischer  Sprache  ge- 
schrieben, von  der  leider  nur  eine  Probe  in  deutscher  Sprache 
erschienen  ist.*) 

In  folgendem  soll  nun  kurz  versucht  werden,  zu  zeigen, 
wie  sich  Ausgaben  und  Einnahmen  des  deutschen  Beiches 
von  1872  bis  1898  gestaltet  haben.  Es  ist  nicht  beabsichtigt, 
eine  vollständige  und  ausführliche  Darstellung  des  Etats  in 
allen  seinen  Theilen  bis  ins  Einzelne  zu  geben,  auch  nicht 
alle  die  Kämpfe,  die  sich  an  die  Bewilligung  einer  grossen 
Anzahl  von  Ausgaben  und  Einnahmen  in  den  verschiedenen 


>)  Finanz-Archiv  Bd.  IV,  S.  293—319. 

2)  Dasselbe  Bd.  XI,  S.  178—195. 

3)  Franckenstein,  Vierteljahrschrift  f.  Staats-  u.  Volksw.  IV,  3 
S.  225  bis  249. 

*)  Zeitschr.  f.  Volkswirthsch.  kSocialpolitik  nnd  Verwaltung 
Bd.  IV,  S.  52. 
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Jahren  geknüpft  haben,  zu  schildern.  Ebensowenig'  kann  hier 
eine  umfassende  Darlegung  der  Yerwaltungsgrundsätze  er- 
folgen, wie  sie  in  den  Verhandlungen  der  Budget-Commission 
und  dem  Plenum  des  Eeichstages  von  den  verbündeten 
Eegierungen  zum  Ausdrucke  gekommen  sind,  sondern  nur 
eine  kurze  Uebersicht  über  die  thatsächliche  Gestaltung  des 
Reichshaushalts  gegeben  werden. 


Die  Grundlage  für  die  ganze  Finanzwirthschaft  des 
Reiches  bilden  Art.  4,  35,  70—73  der  Verfassung  des  deut- 
schen Reiches.  Die  Zwecke,  welche  das  Reich  zu  verwirk- 
lichen und  für  welche  es  die  Mittel  aufzuwenden  hat,  be- 
stimmt Art.  4: 

Der  Beaufsichtigung  Seitens  des  Reichs  und  der 
Gesetzgebung  desselben  unterliegen  die  nachstehenden 
Angelegenheiten : 

1.  Die  Bestimmungen  über  die  Freizügigkeit,  Heimaths- 
und Mederlassungs-Yerhältnisse,  Staatsbürgerrecht, 
Passwesen  und  Fremdenpolizei  und  über  den  Gewerbe- 
betrieb, einschliesslich  des  Versiehe  lungswesens, 
soweit  diese  Gegenstände  nicht  schon  durch  den 
Artikel  3  dieser  Verfassung  erledigt  sind,  in  Bayern 
jedoch  mit  Ausschluss  der  Heimaths-  und  Meder- 
lassungsverhältnisse,  desgleichen  über  die  Kolonisation 
und  die  Auswanderung  nach  ausserdeutschen  Ländern; 

2.  die  Zoll-  und  Handelsgesetzgebung  und  die  für  die 
Zwecke  des  Reichs  zu  verwendenden  Steuern; 

3.  die  Ordnung  des  Maass-,  Münz-  und  Gewichtssystems, 
nebst  Feststellung  der  Grundsätze  über  die  Emission 
von  fundirtem  und  unfundirtem  Papiergelde; 

4.  die  allgemeinen  Bestimmungen  über  das  Bankwesen; 

5.  die  Erfindungspatente; 

6.  der  Schutz  des  geistigen  Eigenthums; 

7.  Organisation  eines  gemeinsamen  Schutzes  des  Deut- 
schen Handels  im  Auslande,  der  Deutschen  Schiffahrt 
und  ihrer  Flagge  zur  See  und  Anordnung  gemeinsamer 
konsularischer  Vertretung,  welche  vom  Reiche  aus- 
gestattet wird; 

8.  das  Eisenbahnwesen,  in  Bayern  vorbehaltlich  der 
Bestimmung  im  Art.  4(),  und  die  Herstellung  von 
Land-  und  Wasserstrassen  im  Interesse  der  Landes- 
vertheidigung  und  des  allgemeinen  Verkehrs; 
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9.  der  Flösserei  und  Schifffahrtsbetrieb  auf  den  mehreren 
Staaten  gemeinsamen  Wasserstrassen  und  der  Zustand 
der  letzteren,  sowie  die  Fluss-  und  sonstigen  Wasser- 
zölle; desgleichen  die  Seeschifffahrtszeichen  (Leucht- 
feuer, Tonnen,  Baken  und  sonstige  Tagesmarken); 

10.  das  Post-  und  Telegraphenwesen,  jedoch  in  Bayern 
und  Württemberg  nur  nach  Massgabe  der  Be- 
stimmung im  Art.  52; 

IL  Bestimmungen  über  die  wechselseitige  Vollstreckung 
von  Erkenntnissen  in  Civilsachen  und  Erledigung  von 
Requisitionen  überhaupt ; 

12.  sowie  über  die  Beglaubigung  von  öffentlichen 
Urkunden; 

13.  die  gemeinsame  Gesetzgebung  über  das  gesammte 
bürgerliche  Recht,  das  Strafrecbt  und  das  gerichtliche 
Verfahren; 

14.  das  Militärwesen  des  Reichs  und  die  Kriegsmarine; 

15.  Massregeln  der  Medizinal-  und  Veterinär-Polizei; 
1(\  die  Bestimmungen  über  die  Presse  und  das  Vereins- 
wesen 

Die  Deckung  für  die  Ausgaben,  welche  zur  Ausführung 
dieser  im  Artikel  4  bezeichneten  Aufgaben  erforderhch  sind, 
findet  das  Reich  auf  den  durch  Art.  35  vorgeschriebenen 
Wegen: 

„Das  Reich  ausschliesslich  hat  die  Gresetzgebung  über 
das  gesammte  Zollwesen,  über  die  Besteuerung  des  im 
Bundesgebiete  gewonnenen  Salzes  und  Tabacks,  be- 
reiteten Branntweins  und  Bieres  und  aus  Rüben  oder 
anderen  inländischen  Erzeugnissen  dargestellten  Zuckers 
und  Syrups,  über  den  gegenseitigen  Schutz  der  in  den 
einzelnen  Bundesstaaten  erhobenen  Verbrauchsabgaben 
gegen  Hinterziehungen,  sowie  über  die  Massregeln,  welche 
in  den  Zollausschüssen  zur  Sicherung  der  gemeinsamen 
Zollgrenze  erforderlich  sind  In  Bayern,  Württemberg 
und  Baden  bleibt  die  Besteuerung  des  inländischen 
Bieres  der  Landesgesetzgebnng  vorbehalten.  Die  Bundes- 
staaten werden  jedoch  ihr  Bestreben  darauf  richten, 
eine  Uebereinstimmung  der  G-esetzgebung  über  die  Be- 
steuerung auch  dieser  Gegenstände  herbeizuführen  " 

Für  die  Ordnung  des  Reichsfinanzwesens  geben  die 
Artikel  f)9 — 73  die  nöthigen  Vorschriften: 

Art.  ()9.  „Alle  Einnahmen  und  Ausgaben  des  Reiches 
müssen  für  jedes  Jahr  veranschlagt  und  auf  den  Reichs- 
haushalts-Etat  gebracht  werden.    Letzterer  wird  vor 
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Beginn  des  Etats jahres  nach  folgenden  Grundsätzen 
durch  ein  Gesetz  festgestellt. 

Art.  70.  Zur  Bestreitung  aller  gemeinschaftlichen 
Ausgaben  dienen  zunächst  die  etwaigen  üeberschüsse 
der  Vorjahre,  sowie  die  aus  den  Zöllen,  den  gemein- 
schaftlichen Verbrauchssteuern  und  aus  dem  Post-  und 
Telegraphen- Wesen  fliessenden  gemeinschaftlichen  Ein- 
nahmen. Insoweit  dieselben  durch  diese  Einnahmen  nicht 
gedeckt  werden,  sind  sie,  so  lange  Eeichssteuern  nicht 
eingeführt  sind,  durch  Beiträge  der  einzelnen  Bundes- 
staaten nach  Massgabe  ihrer  Bevölkerung  aufzubringen, 
welche  bis  zur  Höhe  des  budgetmässigen  Betrages  durch 
den  Keichskanzler  ausgeschrieben  werden, 

Art.  71.  Die  gemeinschaftlichen  Ausgaben  werden 
in  der  Begel  für  ein  Jahr  bewilligt,  können  jedoch  in 
besonderen  Fällen  auch  für  eine  längere  Dauer  be- 
willigt werden. 

Während  der  im  Artikel  60  normirten  Uebergangszeit 
ist  der  nach  Titeln  geordnete  Etat  über  die  Ausgaben 
für  das  Heer  dem  Bundesrathe  und  dem  Reichstage 
nur  zur  Kenntnissnahme  und  zur  Erinnerung  vorzulegen. 

Art.  72.  lieber  die  Verwendung  aller  Einnahmen 
des  Reichs  ist  durch  den  Reichskanzler  dem  Bundes- 
rathe und  dem  Reichstage  zur  Entlastung  jährlich 
Rechnung  zu  legen. 

Art.  73.   In  Fällen  eines  ausserordentlichen  Bedürf- 
nisses kann  im  Wege  der  Reichsgesetzgebung  die  Auf- 
nahme  einer  Anleihe,    sowie    die  Uebernahme  einer 
Garantie  zu  Lasten  des  Reiches  erfolgen  " 
„Auf  die  Ausgaben  für  das  Bayerische  Heer  finden  die 
Artikel  69  und  71   nach  Massgabe  der  in   der  Schluss- 
bestimraung  zum  XI.  Abschnitt  erwähnten  Bestimmungen  des 
Vertrages  vom  23.  November  1870  und  des  Art.  72  nur 
insoweit  Anwendung,  als  dem  Bundesrathe  und  dem  Reichs- 
tage die  lieber  Weisung  der  für  das  Bayerische  Heer  erforder- 
lichen Summe  an  Bayern  nachzuweisen  ist." 

Hervorgegangen  sind  diese  Bestimmungen  aus  der  Vor- 
lage, die  das  Präsidium  des  norddeutschen  Bundes  dem 
konstituirenden  Reichstage  des  norddeutschen  Bundes  machte. 
Der  Aufwand  für  das  Militärwesen  wurde  damals  in  dem 
Art.  5(S  des  Entwurfs  auf  225  Thaler  pro  Kopf  der  Friedens- 
stärke des  Heeres  festgesetzt.  Zur  Bestreitung  dieser  und 
aller  anderen  gemeinschaftlichen  Ausgaben  sollten  zunächst 
die  aus  den  Zöllen,  den  gemeinschaftlichen  Steuern  und  dem 
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Post-  und  Telegraphenwesen  fliessenden  g-emeinschaftliclien 
Einnahmen  nach  Art  66  des  Entwurfs  dienen.  Soweit  die 
Ausgaben  nicht  durch  diese  Einnahmen  gedeckt  würden, 
sollten  sie  durch  Beiträge  der  einzelnen  Bundesstaaten  nach 
Massgabe  ihrer  Bevölkerung  aufgebracht  werden,  und  dem 
Präsidium  die  Befugniss  zustehen,  diese  Beiträge  nach  dem 
Bedarfe  auszuschreiben.^) 

Diese  Bestimmungen  der  Vorlage  erfuhren  die  herbste 
Kritik  des  damaligen  Abgeordneten  Miquel.  Er  bezeichnete 
diese  Art  der  Lastenvertheilung,  wie  sie  der  Entwurf  vor- 
geschlagen hatte,  als  eine  solche,  die  allen  Grundsätzen  der 
Volks wirthschaft  geradezu  ins  G-esicht  schlage.^)  Der  Bund 
verweise  im  wesentlichen  zurück  ins  Mittelalter  zu  den  ersten 
Anfängen  der  Steuergesetzgebung,  er  führe  die  Kopfsteuer 
«in  und  damit  sei  das  Steuersystem  des  Bundes  eigentlich 
verworfen.  „Eine  Umlage,  welche  100  000  Bremer  gleich- 
mässig  trifft  wie  100  000  Bewohner  des  thüringer  Waldes 
kann  unmöglich  die  dauernde  Basis  des  Steuersystems  des 
Bundes  sein." 

Der  Bund  bedürfe  einer  Eeichssteuer,  die  allein  die 
Lasten  gleichmässig  vertheilen  könne,  sie  erst  begründe  eine 
volle  wirthschaftliche  Einheit  der  Nation.  Weiterhin  wandte 
€r  sich  gegen  die  Ausschliessung  des  Parlamentes  von  der 
Mitbestimmung  der  Ausgaben  und  brachte  seine  Abänderungs- 
anträge  ein,  die,  vom  Reichstage  angenommen,  im  wesentlichen 
als  die  vorhin  angeführten  Art.  69—73  in  der  Verfassung 
stehen.  Dem  Reichstage  wurde  auf  diese  Weise  das  Budget- 
recht, die  Mitwirkung  an  der  jährlichen  Feststellung  der 
Matrikularbeiträge  zugestanden,  und  die  ganze  Einanzgebahrung 
des  Bundes  und  des  Reiches  hat  damit  den  Charakter  erhalten, 
der  ihr  trotz  der  Frankensteinschen  Klausel  bis  heute  ge- 
blieben ist. 

Die  eigentliche  Entwickelung  des  Finanzwesens  wird  am 
besten  veranschaulicht,  indem  zunächst  rein  statistisch  von 
Jahr  zu  Jahr  die  Ausgaben  und  Einnahmen  des  Reichs  auf- 
geführt werden.  Aus  der  vollständigen  Uebersicht  ist  am 
bequemsten  das  Wachsen  der  Aufgaben  und  damit  auch  der 
Ausgaben  des  Reiches  zu  ersehen,  und  ebenso  erhellt  am 
leichtesten  die  Art  und  Weise,  wie  diese  Ausgaben  von  Jahr 
zu  Jahr  ihre  Deckung  gefunden  haben.  Einzelne  Ausgabe- 
und  Einnahme-Posten,  die  von  einem  Jahr  zum  andern  sich 
.sehr  stark  verändern,  sei  es  nach  oben  oder  unten  hin,  werden 


^)  Drucks.  No.  10  des  konst.  Eeiclist.  d,  nordd.  Bundes  1867. 
Stenogr.  Ber.  des  konst.  Reichst.  S.  114. 
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aus  den  Gesammtzahlen  herauszugreifen  und  des  Näheren  zu 
erläutern  sein. 

Die  als  Anhang-  I  folgenden  Tabellen  geben  eine  voll- 
ständige Uebersicht  der  fortdauernden  Ausgaben  und  Ein- 
nahmen nach  den  einzelnen  Kapiteln,  des  Etats,  wie  er  sich 
nach  Angaben  der  allgemeinen  Rechnung  über  den  Eeichs- 
haushalt  in  den  einzelnen  Jahren  gestellt  hat.  Es  ist  zu  be- 
merken, dass  die  Ausgaben  und  Einnahmen  bei  den  Kapiteln 
in  Ansatz  gebracht  sind,  bei  denen  sie  der  Etat  von  1898/99 
aufführt,  gleichviel,  ob  sie  in  den  einzelnen  Etatsperioden  an 
anderer  Stelle  aufgeführt  sind  oder  nicht. 

 ^.f,  

Der  Etat  konnte  nicht  von  vornherein  dieselbe  Anzahl 
von  Kapiteln  und  Titeln  haben,  die  er  jetzt  gewonnen  hat, 
da  ihre  Zahl  sich  im  Laufe  der  Jahre  mit  den  Zwecken  und 
Leistungen  des  Eeiches  vermehrt  hat,  und  auch  gemäss  der 
Erweiterung  der  Eeichsaufgaben  die  Zahl  der  Eeichsbehörden 
und  der  Eeichsbeamten  eine  grössere  geworden  ist.  Die  erste 
Behörde  des  deutschen  Eeiches  war  das  Eeichskanzleramt, 
das  aus  dem  Bundeskanzleramt  des  norddeutschen  Bundes 
in  das  neue  Eeich  übergegangen  war.  Diese  Bezeichnung 
als  Eeichskanzleramt  erhielt  es  durch  Erlass  des  Kaisers  vom 
12.  Mai  1871  (Eeichsgesetzbl.  S.  102).  Der  G-eschäftsumfang 
des  Eeichskanzleramtes  erstreckte  sich  auf  drei  Kategorien 
von  Aufgaben^): 

a)  Die  Verwaltung  der  Angelegenheiten,  welche  zu 
Gegenständen  der  Bundesverwaltung  geworden 
waren,  (unmittelbare  Bundesverwaltung); 

b)  Die  Beaufsichtigung  der  Selbstverwaltung  der  Einzel- 
staaten ; 

c)  Die  Bearbeitung  der  übrigen  Eegierungsgeschäfte, 
insbesondere  die  Verbreitung  von  Gesetzentwürfen, 
der  geschäftliche  Verkehr  mit  dem  Buudesrath  und 
Eeichstag,  die  Wahrnehmung  der  handelspolitischen 
Interessen  bei  Verhandlungen  mit  auswärtigen  Staaten 
über  Handels-,  Zoll-,  Schifffahrtsverträge,  Aufstellung 
des  Eeich shaushaltsetats  und  Führung  der  Einanz- 
wirthschaft  des  Eeiches. 

Neben  der  Zentralabtheilui^g  gab  es  für  die  eigene  Ver- 
waltung des  Eeiches  nur  zwei  Eessorts:  Post-  und  Telegraphie, 


•)  s.  Lahnnd,  Staatsrecht  d.  dtsch.  Reiches.  1895  Bd.  I,  S.  343  tf. 
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die  zwei  besondere  Abtheilungen  (I  u.  II)  neben  den  übrigen 
Geshäften,  welche  unter  dem  Namen  Zentralabtheilung  zu- 
sammengefasst  waren,  unter  der  Bezeichnung  „General- 
postamt" und  „General-Direktion  der  Telegraphen"  bildeten. 

Infolge  der  Erwerbung  des  Reichslandes  und  der  dem 
Reichskanzler  zugewiesenen  Leitung  der  Landesverwaltung 
wurde  eine  neue  Abtheilung  (III)  für  Elsass-Lothringen  ge- 
bildet und  endlich  seit  dem  1.  Januar  1875  nach  vorheriger 
Genehmigung  im  Reichshaushaltsetat  eine  vierte  Abtheilung 
unter  der  Bezeichnung  „Reichsjustizamt"  errichtet. 

An  der  Spitze  des  Reichskanzleramtes  stand  ein  Präsident, 
gewissermassen  als  ständiger  Vertreter  des  Reichskanzlers ; 
an  der  Spitze  jeder  Abtheilung  ein  Direktor.  Die  Geschäfts- 
vertheilung  hatte  mehr  einen  technischen  Charakter,  als 
einen  staatsrechtlichen.  Die  in  diesen  Abtheilungen 
thätigen  Beamten  waren  gewissermassen  die  technischen  Ge- 
hilfen des  Reichskanzlers. 

Geändert  wurde  dieses  System  dadurch,  dass  das  durch 
Gesetz  vom  27.  Juni  1873  errichtete  Reichseisenbahnamt 
nicht  dem  Reichskanzleramt  eingegliedert,  sondern  als  eine 
besondere  oberste  Reichsbehörde  neben  dasselbe  gestellt 
W'Urde,  wie  von  Anfang  an  das  auswärtige  Amt  und  die 
Admiralität  dem  Reichskanzleramte  nebengeordnet  waren. 
Sodann  wairde  durch  die  Ye  Ordnung  vom  22.  Dez.  1875 
( Reichsgesetzbl.  S.  379)  vom  6.  Januar  1876  die  Post-  und 
Telegraphenverwaltung  aus  dem  Ressort  des  Reichskanzler- 
amtes ausgeschieden,  dessen  erste  und  zweite  Abtheilung 
mithin  fortfielen,  und  eine  selbständige  oberste  Reichsbehörde 
gebildet.  Dasselbe  geschah  vom  1.  Januar  1877  an  mit  der 
Abtheilung  für  Elsass-Lothringen  und  mit  dem  Reichsjustiz- 
amt; ferner  im  Jahre  1879  mit  der  Verwaltung  der  Reichs- 
eisenbahnen und  mit  der  Reichsfinanzverwaltung,  für  welche  be- 
sondere oberste  Behörden  unter  dem  Titel  „Reichsamt  für  die 
Verw^altung  der  Reichseisenbahnen"  und  ,, Reichsschatzamt" 
gebildet  worden  sind.  Der  dem  Reichskanzleramt  noch  übrig- 
gebliebene Theil  der  Verwaltung,  der  sich  dann  infolge  der 
Gewerbe-  und  Wirthschaftsgesetzgebung  im  Einzelnen  weiter 
entwickelt  hatte,  umfasste  nur  noch  solche  Angelegenheiten, 
die  sonst  dem  Ministerium  des  Innern  zufallen,  und  erhielt 
durch  Erlass  vom  24.  Dez.  1879  den  Namen  Reichsamt  des 
Innern".  Die  Chefs  dieser  zu  selbständigen  Aemtern  ge- 
wordenen Abtheilungen  führen  überwiegend  den  Amtstitel 
„Staatssekretär"  und  üben  im  Wesentlichen  die  Befugnisse 
aus,  die  entsprechend  den  Ministern  in  andern  Staaten 
zustehen.    Allerdings  haben  sie  keine  selbständige  politische 
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Verantwortlichkeit  gegenüber  dem  Parlamente,  dem  Reichs- 
tage. Diese  hat  vielmehr  allein  der  Reichskanzler,  der  nach 
dem  Ausdrucke  Labands  über  ihnen  als  Oberminister  gebietet. 

Im  Jahre  1888  fand  auch  eine  Neuorganisation  der 
obersten  Marinebehörden  statt.  Es  wurden  die  Funktionen 
des  Oberbefehlshabers  und  des  obersten  Yerwaltungschefs  der 
Marine  getrennt  und  zwar,  weil  nach  der  in  einer  Denkschrift 
(Drucks,  d.  Reichst.  1888/89  No.  116  Anlage  lY)  gegebenen 
Begründung  der  Umfang  der  G-eschäfte  für  einen  Mann  zu 
gross  werden  würde,  und  weil  bei  einer  etwaigen  Mobil- 
machung die  militärischen  Aufgaben  der  Marine  bei  gleich- 
zeitiger Vermehrung  des  Personals  und  der  in  Dienst  befind- 
lichen Schiffe  die  Trennung  des  Oberbefehls  von  der  Verwaltung 
zu  einem  unabweisbaren  Bedürfniss  werde.  Es  sollte  also 
dem  Oberkommando  die  Sicherstellung  der  militärischen  Leist- 
ungen der  Marine  zufallen,  während  der  Marinesekretär  die 
Mittel  bereitzustellen  habe. 

Durch  Allerhöchste  Verordnung  vom  17.  Mlrz  1899  ist 
jetzt  die  Organisation  des  Marineamts  geändert,  indem  das 
Marineoberkommando  in  Fortfall  kommt  und  die  Admirals- 
stababth eilung  dieser  Behörde  selbständig  wird.  Als  Motiv 
zu  dieser  Aenderung  gab  der  Staatssekretär  v.  Tirpitz  an, 
dass  die  Befehls  Verhältnisse  im  Kriege  die  Selbständigkeit 
vor  dem  Feinde  forderten.  Eine  Zwischeninstanz  zwischen 
der  zentralen  Kriegsleitung  und  diesen  vor  dem  Feinde 
stehenden  Befehlshabern  würde  nur  schädlich  wirken.  Sollten 
besondere  Befehle  gegeben  werden,  so  gingen  diese  am  besten 
vom  Kaiser  aus.^) 

Die  Entwicklung  dieser  Aemter  spiegelt  sich  am  besten 
wieder  in  dem  Besoldungsaufwand,  der  von  1871  bis  zum 
Abschluss  der  Entwicklung  nothwendig  warde.  Es  seien 
darum  hier  die  Zahlen  für  den  im  Reiche  erforderlichen 
Personalaufwand  von  1871,  von  1879/80  gegeben  und  zum  Ver- 
gleiche auch  die  Summen  mit  aufgeführt,  die  die  Besoldungen 
für  das  Jahr  189()/97  erforderlich  machten.-) 

1871. 

Reichskanzleramt. 

Besoldungen   2 12  086  Mk.  —  Pf. 

Andere  persönliche  Ausgaben   .    .    .       22  563  46 


1)  Marineverordniingsblatt  1899  No.  6.    Stenos:!-.  Berichte  des 
Reichsiao-s.  1898—99.    Sitzimg  vom  21.  Marz  1899,  S.  1665  0. 

2)  Nach  der  allgemeinen  Kechniing  für  den  Reichshaushalt  der 
betreffenden  Jahre. 
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Normalaichiingskommisson : 

Besoldungen  der  pensionsberech- 
tigten Beamten   8  400  Mk.  —  Pf.. 

Remuneration  f.  d.  Hilfspersonal        7  532         57  „ 
Verwaltung  der  Bundesschuld  ...        4  650    ,,  — 
Pensionen  für  die  Angehörigen  der 

vorm.  schlesw.-holstein.  Armee  757  077  „  —  „ 
Bundesamt  für  das  Heimathwesen     .        5  875    ,,     —  „ 


Reichstag. 

Bureau   32  887    „  — 

Stenographie   25  647    „  50 

Auswärtiges  Amt. 

Besoldungen   293  907    „  50' 

Andere  persönliche  Ausgaben  ...       54  849  25 

Kurier-  und  Reisekosten   207  315    „  93 

Vermischte  Ausgaben  (Unterstützungen 
für  hilfsbedürftige  Reichsange- 
hörige ,  Remunerationen  für  Unter- 
beamte und  extraordinäre  Hilfs- 
arbeiter   183  747    „  44 

Zur  einmaligen  Unterstützung  pen- 

sionirter  Beamter   2  844    „  — 

Zu  ausserordentl.  Remunerationen  und 
Unterstützungen  an  Beamte  des 
ausw.  Amts  u.  d.  Gesandschaften        9  000    ,,  — 

Besoldungen  der  Gesandten  ....  1  560  118  34 

Reisekosten  und  Diäten  der  gesandt- 
schaftlichen Beamten    ....      60  943    „  25 

Konsulate  (General-Konsuln,  Konsuln, 

Vizekonsuln)   854  843    „  30 

Zu  ausserordentl.  Unterstützungen  für 

die  Konsulatsbeamten  ....        3000    „  — 

Zu  Unterstützungen  für  hilfsbedürftige 

Reichsangehörige  im  Auslande  .      31  561    „  6 

Rechnungshof. 

Besoldungen   169  500 

Andere  persönliche  Ausgaben   ...        6  900 


55  n 
''1  n 


Reichsoberhandelsgericht. 

Besoldungen   170  405  „  —  ,, 

Andere  persönliche  Ausgaben   ...        3  648  „  70  ,, 

Reise-  und  Umzugskosten  (einmalig) .      17  886  „  32  ,, 
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Betriebsverwaltungen, 
Greneralpostamt :  Besoldungsfonds    .     359  886  Mk.  75  Pf. 

Dispositionsfonds   63  891    „  50 

Oberpostdirektionen:  Besoldungsfonds  1  608  474         87  „ 
Dispos.-Fonds  z.  Remuneration 
von  Hilfsarbeitern,  Diätar-, 
Bureau-    und  Rechnungs- 

beamten  etc    231  963    „     75  „ 

Andere  persönl.  Verwaltungs- 
ausgaben   2  104  575    „     65  „ 

Betriebsausgaben : 

Besoldungen  u.  Remunerationen  22  348  724  „  55  „ 
Besoldungen  f.  Landbriefträger  4  250  424  ,,  71  ,, 
andere  persönl.  Ausgaben  .    .  3  664  938    „     51  „ 

Bundesgesetzblatt  u.  Zeitungs-Debit 

Besoldungsfonds   166  735    „     25  „ 

andere  persönl.  Ausgaben  .    .       11710  13 

Telegraphen- Verwaltung 
(des  norddeutschen  Bundes). 

Betriebsausgaben   4  113  710         95  „ 

VerAvaltungsäusgaben   642  815    ,,  5 


ruüde  Summe  43  275  000  Mk. 


1879—80. 

Reichskanzler  und  Reichskanzlei. 


Besoldungen   74  051  Mk. 

Wohnungsgelder   1  640 

andere  persönl.  Ausgaben   1  600  „ 

Reichskanzler-Amt  (Reichsamt  des  Innern). 

Besoldungen   310251., 

Wohnungsgelder   44  191  „ 

andere  persönl.  Ausgaben   28  704  „ 

Reichskommissariate 

Für  Ueberwachung  d.  Aus wandrerwesens  16  489    , , 

Reichsschulkommission   2701,, 

Techn.  Kommission  f.  Seeschiffahrt.    .  3  611  „ 

Steuermanns-Schifferprüfungswesen  .    .  16  264  ,, 
Bundesamt  für  das  Heimathwesen 

Besoldungen   27  000  „ 

Wohnungsgelder    ........  2  700 

Entscheidende  Disziplinarbehörden,  Remune- 
rationen   5964,, 
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Behörden  für  die  Untersuchung  von  Seeun- 

lällen  (incl.  sächL  Ausgaben)  .    .    .    .  29  714  Mk. 

Statistisches  Amt. 

Besoldungen                                           .  98  190  „ 

Wohnungsgelder                                      .  HGIO  „ 

andere  persönl.  Ausgaben   51  100 

Normal- Aichungskommission. 

Besoldungen   34  860  „ 

Wohnungsgelder   4  942  „ 

andere  persönl.  Ausgaben   19  250  „ 

G-esundheitsamt. 

Besoldungen     .   60  000  „ 

Wohnungsgelder   8  372  „ 

andere  persönl.  Ausgaben   17  818 

Patentamt. 

Besoldungen   205  920  „ 

Wohnungsgelder   24270  „ 

andere  persönl.  Ausgaben   60  308  „ 

Eeichstag. 

Bureau : 

Besoldungen   44  360 

Wohnungsgelder   6  340  „ 

andere  persönl.  Ausgaben   70  473  „ 

Bibliothek: 

Bibliothekar-dehalt  .......  5  000  „ 

Wohnungsgeld                                 .  900  „ 

Auswärtiges  Amt. 

Besoldungen   550  800 

Wohnungsgelder   84276  „ 

andere  persönl.  Ausgaben  .    .    .    .    .    .    .  124  555  „ 

G-esandtschaften   2  156  500  „ 

Eemunerationen  und  Diäten  .    .    .    .    .    .  119550  „ 

Konsulate  (General-Kons.,  Kons.,  Yizekons.)  1361  000  „ 

Remunerationen  und  Diäten   271  831  „ 

Dispositionsfonds   47  077  „ 

Eeichsjustiz  Verwaltung. 

Reichsjustizamt : 

Besoldungen   149  416  „ 

Wohnungsgelder   18  520 

andere  persönl.  Ausgaben  .....  24  935  „ 
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Reichsoberlmndelsgericlit  (1.  April— 1.  Okt. 
1879): 

Besoldungen     .   167  325  Mk. 

Wohnungsgelder   15400  „ 

andere  persönl.  Ausgaben   4  300  „ 

Eeichsgericht  (1.  Oktober  79—31.  März  80) 

Besoldungen   503  025  „ 

Wohnungsgelder   40  050  „ 

andere  persönl.  Ausgaben   8  459  „ 

Eeichs  Schatzamt. 

Besoldungen   227  545  ,, 

Wohnungsgelder   37  024 

andere  persönl.  Ausgaben   14  338  ,^ 

Reichskommissariate 

Kontrolle  der  Zölle  und  Verbrauchs- 
steuern, Zoll-,  Steuer-Rechnungs- 
bureau des  Eeichsschatzamts,  Be- 
soldungen etc.   399  038  „ 

Reichs  eisenb  ahn  amt. 

Besoldungen   146  650  „ 

Wohnungsgelder   23  100  „ 

andere  persönl.  Ausgaben   9  64()  „ 

Reichskanzleramt  f.  Elsass-Lothringen 
bzw.  Reichsamt  f.  d.  Verwaltung  d.  Reichseisenbahnen. 

Besoldungen   96  174  „ 

Wohnungsgelder   14  600 

andere  persönl.  Ausgaben   6  000  „ 

Reichsschuld. 
Verwaltung   12  500  „ 

Rechnungshof  d.  deutschen  Reiches. 

Besoldungen   375  749  „ 

Wohnungsgelder   52  551  „ 

andere  persönl.  Ausgaben   12  000  ,^ 

Reichsinvalidenfonds. 

Wohnungsgelder   6  200  „ 

Besoldungen   47  200 

andere  persönl.  Ausgaben   '^^0  „ 

Betriebsverwaltungen. 

Post  und  Telegraphie: 

Besoldungen  (Zentralbehörde,  Oberpost- 
Direktionen,  Post-  und  Telegraphen- 
ämter)   47  799  000 
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Wohnimgsgelder   7  241  700  Mk. 

andere  persönl.  Ausgaben   15  507  633 

Verwaltung  d.  Eisenbahnen: 

Besoldungen   6  726  000 

andere  persönl.  Ausgaben   2  806  000  „ 

Eeichsdruckerei: 

Besoldungen   48  700 

Wohnungsgelder   6  600  „ 

andere  persönl.  Ausgaben   804  200  „ 


rund  89  360  000  Mk. 

1896—97. 
Eeichstag. 

Bureau: 

Besoldungen     ,    .  -.   60  590  Mk. 

Wohnungsgelder   8  490  „ 

andere  persönl.  Ausgaben  ....  155  908  „ 

Bibliothek: 

Besoldungen    14 100 

Wohnungsgeld   2  700  ,^ 

Reichskanzler  u.  Keichskanzlei. 

Besoldungen   102  360  „ 

Wohnungsgelder   6  240  „ 

andere  persönl.  Ausgaben   5  751  „ 

Auswärtiges  Amt. 

Besoldungen   1  002  499  „ 

Wohuungsgeld   162  768  „ 

andere  persönl.  Ausgaben   319  119  „ 

Gesandtschaften : 

Besoldungen  ,  2  781  288  „ 

Remunerationen  und  Diäten   .    .    .  161  157  „ 
Für  land-  und  forstwirthsch.  Sach- 
verständige   93  837  „ 

Konsulate: 

Besoldungen     .   2  525  418  „ 

Zu  Remunerationen   552  648  „ 

Tagegelder  und  Fuhrkosten    ...  131  003  „ 

ausserordentliche  Remunerationen    .  38  000  „ 

Kolonial- Verwaltung: 

Besoldungen  und  Wohnungsgeld  .    .  140  824  „ 

Schutzgebiete: 

persönl.  Ausgaben   35  222  „ 
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Eeichsamt  des  Innern. 


Besoldungen   52(nil 

Wohnungsgeld   76  192  „ 

andere  persönl.  Ausgaben  .    .        ...  67  926  „ 

Kosten  des  Börsenausschusses    ....  9  268  „ 

Reichskommissariate : 

Zur  Ueberwachung  des  Auswanderer- 
wesens   18  302  „ 

Reichsscliulkommission  .....  4  685  „ 
Technische  Kommission  für  Seeschiff- 

falirt   4  770  „ 

Maschinisten-,     Steuermanns-  und 

Schiff  erprüf ungswesen     ....  17  684  „ 

Kommission  für  Arbeiterstatistik    .  4  664  „ 

Bundesamt  für  das  Heimath wesen : 

Besoldungen     ........  27  000  „ 

Wohnungsgeld   2  700  „ 

Schiffsvermessungsamt : 

Besoldungen   18  300  „ 

Wohnungsgeld   3  240 

Entscheidende  Disziplinarbehörden: 

Besoldungen   4  000  „ 

Behörden  zur  Untersuchung  von  See- 
unfällen incl.  sächl.  Ausgaben    .  32  226  „ 

Statistisches  Amt: 

Besoldungen   491  479  „ 

Wohnungsgeld   103  110  „ 

andere  persönl.  Ausgaben  ....  185  934  „ 

Normalaichungskommission : 

Besoldungen  •    •    •  70  725  „ 

Wohnungsgeld   15  060  „ 

andere  persönl.  Ausgaben  .    .    .    .  26  899  „ 

G-esundheitsamt : 

Besoldungen   149  395  „ 

Wohnungsgeld  ........  26  383  „ 

andere  persönl.  Ausgaben  ....  34  919 

Patentamt : 

Besoldungen   864  403  „ 

Wohnungsgeld   153  274  „ 

andere  persönl.  Ausgaben  ....  222  952  „ 
Reichsversicherungsamt : 

Besoldungen   745  645  „ 

Wohnungsgeld   144  438  „ 

andere  persönl.  Ausgaben  ....  248  255  „ 
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Physikalisch-technische  Keichsanstalt : 

Besoldungen   110  540  Mk. 

Wohnungsgeld   14:232 

andere  persönl.  Ausgaben  ....  48  757  „ 

Kanalamt : 

Besoldungen:  Hauptverwaltung  .    .  68  925  „ 

Bau  Verwaltung   85159,, 

Betriebsverwaltung   284  990  „ 

Wohnungsgelder   31533,, 

andere  persönliche  Ausgaben  .    .    .  396  229  „ 

Beichsjustizamt. 

Besoldungen     .   192  315  „ 

Wohnungsgeld   25  155  ,, 

andere  persönliche  Ausgaben   44  487 

Eeichsgericht. 

Besoldungen   1  329  025  „ 

AVohnuugsgeld    III  846  „ 

andere  persönliche  Ausgaben   55563,, 

E  eich  s  Schatzamt. 

Besoldungen   335  550  ,, 

Wohnungsgeld    47  940  ,, 

andere  persönliche  Ausgaben     ....  23  997  „ 

Kontrolle  der  Zölle  u.  Verbrauchssteuern  417  547  „ 

Zoll-  und  Steuer-Kechnungsbureau  .    .    .  24  250  „ 

Reichseisenbahnamt. 

Besoldungen   220  650  „ 

IV^ohnungsgeld   36  540  „ 

andere  persönliche  Ausgaben     ....  14  307  „ 

Eeichspost-  u.  Telegraphenverwaltung. 

.Zentralverwaltung : 

Besoldungen   1  426  906  „ 

Wohnungsgeld   262  878  „ 

andere  persönliche  Ausgaben  .    .    .  235  716 

Betriebsverwaltung : 

Besoldungen   101  303  341  „ 

Wohnungsgeld  14  963  298  „ 

andere  persönliche  Ausgaben  ...  64  010  351  „ 

Eeichsdruckerei. 

Besoldungen   181  116  „ 

Wohnungsgeld   36  240  „ 

andere  persönliche  Ausgaben   1  806  823 


—    22  — 


Eisenbahn  Verwaltung. 


Zentralverwaltung : 
Besoldungen 

Wolmungsgeld   

andere  persönliche  Ausgaben  . 


58  960  Mk. 

9  660  „ 
13  863  „ 


Betriebsverwaltung: 

Besoldungen  ....... 

Wittwen-  und  Waisengelder  .  . 
andere  persönliche  Ausgaben  .  . 


10  396  654  „ 
213  052  „ 
8  134  544  „ 


Summa    219  55*^  634  Mk. 


Nachdem  so  die  finanzielle  Gestaltung  der  persönlichen 
Ausgaben  der  Zivilverwaltungen  hier  in  ihren  Hauptpunkten 
dargelegt  ist,  bedarf  die  Besoldungspolitik  des  Reiches  noch 
einer  eingehenderen  Besprechung. 

Für  den  Beamten  ist  wesentlich,  dass  er  in  einem 
öffentlich  rechtlichen  Dienstverhältniss  zum  Staate  oder  zum 
Reiche  steht. ^)  Sein  Dienstverhältniss  beruht  auf  einem  Ver- 
trage, durch  w^elchen  er  sich  dem  Staate  „hingiebt",  eine 
besondere  Dienstpflicht  und  Treue  übernimmt,  eine  be- 
sondere Ergebenheit  und  einen  besonderen  G-ehorsam 
angelobt,  und  durch  welchen  der  Staat  dieses  Versprechen, 
sowie  das  ihm  angebotene  G-ewaltsverhältniss  annimmt  und 
dem  Beamten  dafür  Schutz  und  gewöhnlich  auch  Lebens- 
unterhalt zusichert.  Von  anderen  Diensten  unterscheiden  sich 
die  Dienste  des  Staatsbeamten  dadurch,  dass  er  seine  Dienste 
nicht  im  Privatinteresse  irgend  eines  Herrn  und  zur  Förderung 
der  individuellen  Vortheile  desselben  verspricht,  sondern  dass 
er  seine  Dienste  zur  Förderung  und  Durchführung  staat- 
licher Aufgaben,  zum  Wohle  des  allgemeinen  Besten  über- 
nimmt. Diese  Dienste  empfangen  nach  Inhalt  und  Umfang 
ihre  Regelung  durch  das  Interesse  und  durch  die  Rechts- 
ordnung des  Staats,  nicht  durch  kontraktmässige  Fixirung  und 
andererseits  nicht  durch  individuelles  Belieben  und  persönliche 
Willkür. 

Die  Dienstverhältnisse  der  Reichsbeamten  finden  danach 
ihre  Regelung  durch  die  Vorschriften  des  Reichsgesetzes  über 
die  Rechtsverhältnisse  der  Reichsbeamten  vom  31.  März  1873-) 


^)  S.  Lab  and,  Staatsrecht  des  deutschen  Reiches,  I,  S.  391, 
894,  895. 

2)  S.  Reichsgesetzbl.  1878.    S.  61-90. 
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nach  ihrer  i'echtlichen  Seite  hin  und  nach  der  finanziellen 
Seite  hin  durch  die  alljährlich  festzustellenden  Etats. 

Im  Sinne  dieses  Gesetzes  giebt  es  zwei  Klassen  von 
Reichsbeamten : 

1.  Die  vom  Kaiser  oder  in  seinem  Auftrage  kraft 
Delegation  angestellten  Beamten  des  Reichs.^) 

2.  Solche  Personen,  welche  nicht  Reichsbeamte,  sondern 
Beamte  der  Einzelstaaten  sind,  trotzdem  al3er  nach 
Vorschrift  der  Reichsverfassung  den  Anordnungen  des 
Kaisers  Folge  zu  leisten  verpflichtet  sind. 

Zu  dieser  zweiten  Klasse  von  Beamten  gehören  besonders 
die  in  Artikel  50,  Abs.  5  der  Reichsverfassung  aufgeführten 
Post-  und  Telegraphenbeamten,  namentlich  alle  für  den  lokalen 
und  technischen  Betrieb  bestimmten,  mithin  bei  den  eigent- 
lichen Betriebsstellen  fungirenden  Beamten,  die  von  den  be- 
treffenden Landesregierungen  angestellt  werden. 

Für  uns  kommen  nur  diejenigen  Beamten  in  Betracht, 
die  ihre  Besoldung  nach  Massgabe  des  Etats  aus  Reichs- 
mitteln erhalten,  also  von  den  Beamten  der  zweiten  Klasse 
auch  diejenigen,  die  von  den  Landesverwaltungen  ange- 
stellt sind. 

Den  Reichsbeamten  gleichgestellt  sind  durch  besondere 
Gesetze  die  Reichstagsbeamten  (R.-G.  31  März  1873  §  156 
R  -Ges.-Bl.  8.  90)  und  die  Beamten  der  Reichsbank  (Ges.  vom 
14.  März  1875  §  28,  obwohl  diese  letzteren  ihre  Gehälter 
aus  den  Mitteln  der  Reichsbank  bezieheu. 

Die  Beamten  des  Reiches  zerfallen  in  fünf  Kategorien, 
die  in  dem  Verzeichniss  der  Reichsbeamten  (R.-Gesetzbl.  1873 
S.  170)  aufgeführt  sind: 

I.  Direktoren  der  obersten  Reichsbehörden. 
II.  Vortragende  Räthe  der  obersten  Reichsbehörden. 

III.  Mitglieder  der  übrigen  Reichsbehörden. 

IV.  Subalterne. 
V.  Unterbeamte. 

Die  Regelung  der  Beamtenverhältnisse  durch  das  Reich 
musste  ganz  naturgemäss  erfolgen,  sobald  nur  erst  die  Auf- 
gaben des  Reiches  und  der  Umfang  der  für  die  Durchführung 
der  Aufgaben  nothwendigen  Kräfte  ungefähr  feststand.  Die 
Besoldungspolitik  blieb  dabei  den  Traditionen  des  früheren 
einzelstaatlichen  Beamtenthums  möglichst  treu^)  und  brachte 


1)  S.  §  1  des  Ges.  vom  31.  März  1878. 

^)  S.  A.   Wagner,   das  Reichsflnanzwesen  in  Holtzendorffs 
Jahrbuch  III  (1874).    S.  176. 
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wolil  auch  gegen  das  bisherige  preiissische  Eecht  einzelne 
Verbesserungen. 

Von  den  beiden  Arten  der  Beamten,  die  es  im  Eeichs- 
dienste  giebt,  den  besoldeten  und  unbesoldeten  (namentlich 
Walilkonsuln),  kommen  hier  nur  die  ersteren  in  Betracht  Die 
Aufgaben  des  Staates  werden  immer  komplizirter,  immer  um- 
fangreicher und  es  erfordert  deren  Durchführung  ein  eigens 
durchgebildetes,  nach  dem  Prinzip  der  Arbeitsth eilung  für  die 
einzelnen  Aemter  vorbereitetes  Personal.^)  Da  diesem  ein 
Ueb ergang  zu  einer  privaten  Beschäftigung  meist  unmöglich 
sein  wird,  so  hat  der  Staat  oder  das  Reich  auch  die  vollen 
Kosten  des  Lebensunterhaltes  für  seine  Angestellten,  sowohl 
für  die  zu  höheren,  als  die  zu  niederen  Diensten  berufenen 
zu  tragen. 

Dieser  Lebensunterhalt  setzt  sich  aus  zwei  Arten  von 
Bezügen,  dem  festen  Grehalt  und  dem  wechselnden  Theil 
desselben,  dem  Wohnungsgeldzuschusse  zusammen.  Ersterer 
besteht: 

1.  Aus  dem  eigentlichen  oder  Aktivitätsgehalty 
den  der  Beamte  während  seiner  Dienstzeit  für  die 
Dienstleistung  selbst  bezieht.  Charakteristisch  für 
die  Besoldung  ist,  dass  sie  keine  eigentliche  Lohn- 
zahlung, sondern  eine  standesgemässe  Alimentirung 
der  Beamten  ist.-) 

Hieraus  ergiebt  sich  auch,  dass  die  Besoldung  auch 
zu  zahlen  ist,  wenn  der  Beamte  durch  Krankheit  oder 
Beurlaubung  oder  durch  Ausübung  eines  Beichstags- 
mandats  an  der  Wahrnehmung  seiner  Dienstpflicht 
verhindert  ist.  Das  Recht  auf  den  Bezug  der  Be- 
soldung beginnt  mit  dem  im  Anstellungsvertrag  ver- 
einbarten Tage,  oder,  wenn  ein  solcher  nicht  fest- 
gesetzt ist,  mit  dem  Tage  des  Dienstantritts.  Sind 
in  dem  Reichshaushalte  Grehaltserhöhungen  vorgesehen, 
so  haben  die  betreffenden  Beamten  keinen  Anspruch 
auf  die  Erhöhung,  sondern  das  begründet  für  die 
Regierung  nur  die  Ermächtigung,  den  Beamten  höhere 
Bezüge  zu  gewähren.  Der  Beamte  erlangt  semen 
Rechtsanspruch  auf  diese  Gehaltserhöhung  erst  niit 
dem  Tage  der  Bewilligung.  Nach  Laband^)  gilt 
dasselbe  auch,  wenn  die  Regierung  die  Gehalts- 
erhöhung bewilligt  hat,  ohne  dazu  ermächtigt  zu  sein. 


^)  Wagner,  Finanzwissenschaft  I.  S  350. 
2)  Lab  and,  1.  c.  I.  H.  455. 
^)  ibid.  I  S.  458. 
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Doch  möchte  dies  zu  bezweifeln  sein.  AVenn  auch 
die  Regierung  dann  dem  Bundesrathe  des  Reichstags 
gegenüber  sich  rechtfertigen  muss,  so  wird  doch  der 
Beamte  nicht  wohl  einen  Anspruch  darauf  begründen 
können,  da  er  sehr  wohl  wissen  muss,  dass  in  solchem 
Falle  ihm  die  Erhöhung  ohne  die  gesetzlichen  Grund- 
lagen zugestanden  ist. 

2.  Ist  aus  irgend  einem  Grunde,  der  nicht  in  der  Person 
des  Beamten  liegt,  ein  zeitweiliges  Unterbrechen  des 
aktiven  Dienstes  nothwendig,  so  hat  der  in  den  Ruhe- 
stand versetzte  einen  Anspruch  auf  Wartegeld,  das 
drei  Viertel  seines  Gehaltes  beträgt,  jedoch  nicht 
mehr  als  9000  Mark  und  nicht  weniger  als  450  Mark. 

3.  Der  Beamte  muss  in  die  Lage  versetzt  sein,  auch 
wenn  er  nicht  mehr  arbeitsfähig  ist,  sei  es  durch 
Alter  oder  durch  Krankheit  oder  sonst  einen  Zufall, 
noch  einen  angemessenen  Betrag  für  seinen  Lebens- 
unterhalt zu  empfangen.  Die  Gehälter  sind  in  der 
überaus  grossen  Mehrzahl  der  Fälle  nicht  so  reichlich 
bemessen,  dass  sich  davon  ein  Vermögen  ersparen 
liesse,  das  gross  genug  wäre,  um  ihn  mit  seinem 
Ertrage  vor  Noth  zu  schützen.  Der  Betrag  ist  aber 
gegen  das  volle  Dien  steinkommen  vermindert  und  be- 
steht nur  in  einer  mehr  oder  minder  grossen  Pension, 
deren  Höhe  sich  nach  der  zurückgelegten  Dienstzeit 
richtet.  Bedingung  dafür  ist,  dass  der  Beamte 
wenigstens  eine  zehnjährige  Dienstzeit  hinter  sich 
hat^)  oder  dass  er  bei  Ausübung  des  Dienstes  oder 
aus  Veranlassung  desselben  ohne  eigenes  Verschulden 
dienstunfähig  geworden  ist.  Beamte,  welche  keine 
in  den  Besoldungsetats  aufgeführte  Stelle  bekleiden, 
oder  welche  nur  ein  Nebenamt  bekleiden,  falls  dieses 
nicht  als  etatsmässige  Stelle  bleibend  verliehen  ist, 
oder  für  ein  seiner  Natur  nach  vorübergehendes 
Geschäft  angenommen  werden,  haben  keinen  gesetz- 
lichen Anspruch  auf  Pension.^)  Aber  auch  wenn 
die  Bedingungen  für  eine  Pensionirung  nicht  vor- 
handen sind,  kann  dem  Beamten  bei  vorhandener 
Bedürftigkeit  durch  Beschluss  des  Bundesraths,  eine 
Pension  entweder  auf  bestimmte  Zeit  oder  lebens- 
länglich gewährt  werden.  Die  Pension  beträgt  nach 
dem  jetzt  geltenden  Gesetz  vom  21.  April  1886 


^)  Reichsbeamtengesetz  §  34 
2)  Laband  1.  c.  I  461. 
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(ßeichsgesetzbl.  S.  80)  nach  vollendetem  zehnten 
Dienst] ahre  ^^/go  des  Gehalts  und  steigt  mit  jedem 
weiteren  zurückgelegten  Diens.tjahre  um  Veo  des  Gre- 
halts  bis  zu  drei  Yiertheilen  des  letzten  Dienst- 
einkommens. Für  Mitglieder  des  Eeichsgerichts 
beträgt  das  jährliche  Euhegehalt  bis  zum  vollendeten 
zehnten  Dienstjahre  ^Veo  des  Grehalts  und  steigt  mit 
jedem  weiteren  Dienstjahre  um  Veo  zur  Vollendung 
des  fünfzigsten  Dienstjahrs  Eine  Beschränkung  auf 
drei  Yiertheile  findet  also  nicht  statt. ^) 

Besondere  Vorschriften  über  das  Eecht  der  Pension, 
wenn  der  Pensionär  wieder  in  den  Reichsdienst  oder  Staats- 
dienst eingetreten  ist,  werden  später  bei  Besprechung  der 
Militärpensionen  zu  erörtern  sein. 

Endlich  erstreckt  sich  die  Pflicht  des  Reiches  zum  Unter- 
halten seiner  Beamten  theilweise  auch  auf  die  Hinter- 
bliebenen, die  nicht  durch  den  Tod  des  Beamten  in  eine 
hilflose  Lage  versetzt  werden  sollen.  Unter  den  Hinter- 
bliebenen sind  die  Verwandten  zu  verstehen,  für  welche  der 
Verstorbene  der  muthmassliche  Ernährer  war.  Ein  gesetzr 
liches  Recht  haben  vor  allem  nur  die  Wittwe  und  die 
ehelichen  Nachkommen.  Es  kann  jedoch  mit  Grenehmigung 
der  obersten  Reichsbehörden  in  Ermangelung  dieser  Ange- 
hörigen die  Leistung  auch  dann  gewährt  werden,  wenn  der 
Verstorbene  Eltern,  Greschwister,  Greschwisterkinder  oder 
Pflegekinder,  deren  Ernährer  er  war,  in  Dürftigkeit  hinter- 
lässt,  oder  wenn  der  Nachlass  nicht  ausreicht,  um  die  Kosten 
der  Beerdigung  zu  decken.  Auch  diese  Leistungen  haben  den 
Charakter  von  Alimentationen,  und  sind  der  Beschlagnahme 
nicht  unterworfen. 

War  der  Beamte  zur  Zeit  seines  Todes  im  Dienste, 
d.  h.  mit  Wahrnehmung  einer  etatsmässigen  Stelle  betraut, 
so  erhalten  die  Hinterbliebenen  für  das  auf  den  Sterbemonat 
folgende  Vierteljahr  noch  die  volle  Besoldung  des  Verstorbenen, 
das  sogenannte  G-nadenquartal,  wobei  als  Besoldung  nur 
das  wirkliche  Diensteinkommen,  nicht  die  haaren  Auslagen 
gelten  2)  War  der  Beamte  im  einstweiligen  Ruhestande,  so 
erhalten  die  Hinterbliebenen ' das  Grnadenquartal  von  dem 
Wartegelde.  War  der  Beamte  pensionirt,  so  erhalten  die 
Hinterbliebenen  noch  die  Pension  für  den  auf  den  Sterbe- 
monat folgenden  Monat  gezahlt. 

Für  die  Wittwen  und  Waisen  der  Reichsbeamten  der 


')  Gerichtsverfassung-sgesetz  §  130. 
a)  T.ahand  I,  S.  463  ff. 
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Zivilverwaltimg  ist  noch  eine  weiterg'ehende  Fürsorge  ga- 
troffen.  Ursprünglich  wurden  nach  dem  sogenannten  ßelikten- 
gesetze  vom  20.  April  1881  dafür  Gehaltsabzüge  gemacht,  die 
seit  dem  Reichsgesetze  vom  5.  März  1888  (Eeichsgesetzbl. 
S.  65)  weggefallen  sind.  Das  Wittwengeid  besteht  in  dem 
dritten  Theile  derjenigen  Pension,  zu  welcher  der  Verstorbene 
berechtigt  gewesen  ist  oder  gewesen  sein  würde,  wenn  er  am 
Todestage  in  den  Euhestand  getreten  wäre;  jedoch  mindestens 
160  Mark  und  höchstens  1600  Mark  jährhch.  Das  Waisen- 
geld beträgt  für  Halbwaisen  ein  Fünftel,  für  Doppelwaisen 
ein  Drittel  des  Wittwengeides  für  jedes  Kind  mit  der  Mass- 
gabe, dass  Wittwen-  und  Waisengelder  zusammen  den  Betrag 
der  Pension  nicht  übersteigen  dürfen.^)  Ist  die  Wittwe  mehr 
als  15  Jahre  jünger  als  der  verstorbene  Ehemann,  so  tritt 
eine  Kürzung  des  Wittweugeldes  ein.  Die  Zahlung  beginnt 
mit  dem  Ablauf  des  Grnadenquartals  oder  Monats  und  wird 
monatlich  im  voraus  geleistet.  Das  Eecht  erlischt,  wenn  die 
Berechtigte  sich  wieder  verheirathet,  für  Waisen  mit  dem 
Ablauf  des  Monats,  in  dem  sie  das  1 8.  Lebensjahr  vollenden; 
es  ruht  für  die  Zeit,  in  welcher  der  Berechtigte  nicht  reichs- 
angehörig  ist.  Durch  Beichsgesetz  vom  17.  Mai  1897^)  ist 
dieses  Gesetz  abgeändert.  Danach  beträgt  das  Wittwengeid 
für  Wittwen  der  Zivilbeamten,  vierzig  vom  Hundert  derjenigen 
Pension,  zu  welcher  der  Verstorbene  berechtigt  gewesen  ist 
oder  berechtigt  gewesen  sein  würde,  wenn  er  am  Todestage 
in  den  Euhestand  getreten  wäre.  Das  Wittwengeid  beträgt 
vorbehaltlich  der  im  §  10  des  Gesetzes  vom  20.  April  1881 
vorgesehenen  Beschränkung,  nach  der  das  Wittwengeid  die 
Pension  nicht  übersteigen  darf,  mindestens  zweihundert- 
sechzehn Mark  und  soll 

für  Wittwen  der  obersten  Eeichsbeamten  einschliesslich 
die  unter  I  des  Tarifs  zum  Gesetze  vom  30.  Juni  1873 
(E.-G.-Bl.  1873  S.  166)  bezeichneten  den  Betrag  von 
dreitausend  Mark 

für  Wittwen  der  unter  11  des  Tarifs  bezeichneten  Eeichs- 
beamten den  Betrag  von  zweitausendfüufhundert 
Mark,  im  übrigen 

den  Betrag  von  zweitausend  Mark  nicht  überschreiten. 

Das  Gleiche  gilt  von  den  Wittwen  dei*  Offiziere  der 
entsprechenden  Tarifklasse.  Für  Wittwen  und  Waisen  der 
Personen  des  Soldatenstandes  gelten  folgende  Vorschriften : 

Das  Wittwengeid  beträgt  216  Mark^)  jährlich,  gleichviel 


1)  Relikteng-es.  vom  20.  April  1881  §  8—11. 

3)  160  Mk.  nach  dem  Gesetz  vom  13  Juni  1895  (R.-G.-Bl.  S.  261). 
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welcher  Charg'e  der  Ehemann  zur  Zeit  seines  Todes  angehört 
hat,  beziehungsweise,  ob  und  welche  Pension  er  bezogen  hat. 

Das  Waisengeld  für  Kinder,  deren  Mutter  lebt  und  zur 
Zeit  des  Todes  des  Ehemanns  zum  Bezug  von  Wittwengeid 
berechtigt  Avar,  beträgt  vierundvierzig  Mark  jährlich  für  jedes 
Kind ;  für  Kinder,  deren  Mutter  nicht  mehr  lebt  oder  zur 
Zeit  des  Todes  des  Ehemanns  zum  Bezüge  von  Wittwengeid 
nicht  berechtigt  war,  zweiundsiebzig  Mark  für  jedes  Kind. 

Waisengeld  wird  für  Kinder,  welche  in  Militärerziehungs- 
anstalten aufgenommen  worden  sind,  nur  zu  demjenigen  Be- 
trage gezahlt,  bis  zu  welchem  für  das  betreffende  Kind 
Pensionsgeld  oder  Erziehungsbeitrag  an  die  Anstalt  zu  ent- 
richten ist. 

Das  AVittwen-  und  Waisengeld  erhöht  sich  für  die 
Hinterbliebenen  derjenigen  Mannschaften  vom  Feldwebel 
abwärts,  welchen  eine  mehr  als  fünfzehnjährige  Dienstzeit 
zur  Seite  steht,  für  jedes  Jahr  dieser  weiteren  Dienstzeit 
bis  zum  vollendeten  vierzigsten  Dienstjahr  um  sechs  vom 
Hundert  der  im  vorstehenden  angegebenen  Sätze. 

Der  veränderliche  Bestandtheil  des  Beamtengehaltes 
bestellt  in  dem  Wohnungsgeldzuschuss,  der  nach  dem  Gesetz 
vom  30.  Juni  1873  (Eeichsgesetzbl.  S.  166  f.)  den  einzelnen 
Beamten  bewilligt  wird.  Die  Bedingungen  für  den  Anspruch 
auf  den  Zuschuss  bestehen  darin  dass  die  Beamten  ihren 
dienstlichen  Wohnsitz  in  Deutschland  haben,  dass  sie  eine 
etatsmässige  Stelle  bekleiden,  dass  sie  eine  Besoldung  aus 
der  Reichskasse  beziehen.  Ausgeschlossen  sind  davon  die 
Beamten  des  diplomatischen  Dienstes,  die  ihren  Wohnsitz  im 
Auslande  haben,  weil  die  ihnen  zugebilligten  Bezüge  alle 
Ausgaben  für  den  nothwendigen  Aufwand  an  Wohnung  und 
Repräsentation  bereits  enthalten.  Ferner  erhalten  einen 
Wohnungsgeldzuschuss  nicht  diejenigen  Beamten,  die  unbesoldet 
sind  oder  als  kommissarische  Hilfsarbeiter  ohne  etatsmässige 
Stelle  nur  gegen  Remuneration  beschäftigt  sind.  Ausdrücklich 
sind  von  dem  Wohnungsgelde  ausgenommen  die  Beamten  der 
Reichseisenbahnverwaltung,  die  nach  den  dem  Gesetz  bei- 
gegebenen Motiven  deswegen  keinen  Wohnungsgeldzuschuss 
erhalten,  weil  schon  früher  ihre  Bezüge  entsprechend  den 
Grundsätzen  für  die  Gewährung  des  Zuschusses  bemessen 
worden  seien.  Die  Höhe  des  Wolmungsgeldzuschusses  be- 
stimmt sich  theils  nach  dem  mit  einem  Amte  verbundenen 
Range,  theils  nach  den  Wohnungspreisen  der  Orte,  in  welchen 


')  Laband  1.  c.  T,  458. 
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die  Behörden  ihren  Sitz  haben.  Der  Wohnnngsgeldzuschuss 
fällt  natürlich  fort  für  den  Inhaber  einer  Dienstwohnung. 

Rechtlich  gilt  der  Wohnnngsgeldzuschuss  als  ein  Be- 
standtheil  der  Besoldung.  Doch  ist  er  nicht  fest,  sondern 
der  Beamte  niuss  sich  bei  seiner  Versetzung  in  einen  Ort 
niedrigerer  Servisklasse  das  niedrige  Wohnungsgeld  gefallen 
lassen,  ohne  dass  ihm  ein  Entschädigungsanspruch  zusteht. 
Bei  der  Pensionirung  wird  auch  nicht  der  zuletzt  etwa  be- 
zogene höchste  Satz  berücksichtigt,  sondern  massgebend  bleiben 
für  die  Pensionierung  die  Durchschnittsätze  der  einzelnen 
Servisklassen. 

Ein  weiterer  Anspruch  steht  den  Beamten  noch  zu, 
wenn  das  dienstliche  Interesse  dieselben  zu  einem  zeit- 
weihgen  Verlassen  oder  zum  dauernden  Wechsel  ihres  diest- 
lichen  Wohnsitzes  zwingt.  Im  ersteren  Falle  erhält  der 
Beamte  Tagegelder  und  E  u  h  r  k  o  s  t  e  n  ,  im  zweiten 
Ealle  Umzugskosten. 

Die  Sätze  gliedern  sich  nach  dem  Bange  der  Beamten 
in  sieben  Stuten.    Es  erhalten  die 

I.  Die  Chefs  der  obersten  Reichsbehörden    .    .  30  Mk. 

IL  Die  Direktoren  der  obersten  Reichsbehörden  24 

III.  Die  vortragenden  Räthe  derselben  ....  18  ,, 

VI.  Die  Mitglieder  der  übrigen  Reichsbehörden  .  12  „ 

V.  Die  Sekretäre  der  höheren  Reichsbehörden  .  9 

VI.  Die  Subalternen  der  übrigen  Reichsbehörden  6  ,, 

VII.  Die  Unterbeamten   3  „ 

Erfordert  eine  Dienstreise  einen  aussergewöhnlichen 
Dienstaufwand,  so  kann  der  Tagegeldersatz  von  der  obersten 
Reichsbehörde  abgemessen  erhöht  werden.  Etatsmässig  ange- 
stellte Reichsbeamte,  die  ausserhalb  ihres  Wohnortes  an  einem 
und  demselben  Orte  länger  als  einem  Monat  beschäftigt 
werden,  erhalten  neben  ihrer  Besoldung  die  obigen  Tagegelder 
für  den  ersten  Monat,  für  die  folgende  Zeit,  sowie  für  nicht- 
etatsmässig  angestellte  Beamte  überhaupt  bestimmt  die  vor- 
gesetzte Behörde  die  zu  gewährenden  Tagegelder. 

An  Fuhrkosten  einschliesslich  der  Gepäckbeförderung 
erhalten  bei  Dienstreisen  die  unter  I— V  bezeichneten  oder 
ihnen  gleichgestellten  Beamten  für  die  auf  Eisenbahnen  oder 
Dampf  schiften  zurückzulegenden  Strecken  13  Pfennig  für  das 
Kilometer  und  für  jeden  Zu-  und  Abgang  3  Mark,  die  unter 
VI  bezeichneten  r.nd  ihnen  gleichgestellten  Beamten  für  das 
Kilometer  10  Pfennig  und  für  jeden  Zu-  und  Abgang  2  Mark,, 
die  Unterbeamten  für  das  Kilometer  7  Pfennige  und  1  Mark. 
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Die  Umzug'skosten  betragen  in  der  Reihenfolge  der  oben 
aulgezählten  Beamtenkategorien 


ausserdem  ist  der  Miethspreis  zu  vergüten,  den  der  versetzte 
Beamte  für  die  Wohnung  an  seinem  bisherigen  Aufenthalts- 
orte auf  die  Zeit  von  dem  Verlassen  des  letzteren  bis  zu  dem 
Zeitpunkte  hat  aufwenden  müssen,  mit  welchem  die  Auf- 
lösung des  Miethsverhältnisses  möglich  Avurde.  Diese  Ver- 
gütung darf  jedoch  nur  für  einen  Zeitraum  von  höchstens 
neun  Monaten  gewählt  werden,  und  beträgt,  wenn  der 
Beamte  im  eigenen  Hause  gewohnt  hat,  höchstens  den  orts- 
üblichen Miethswerth  der  Wohnung  für  ein  halbes  Jahr. 

Die.  wirthschaftlichen  Grundzüge,  die  für  die  Beamten 
hier  dargelegt  sind,  gelten  auch  für  die  Offiziere  des  Reichs- 
heeres und  der  Marine,  wenn  auch  die  Rechtsverhältnisse  im 
einzelnen  bedeutend  abweichen.  Hervorzuheben  ist  noch,  dass 
die  Offiziere  und  Militärbeamten  ausser  dem  tarifmässigen 
Wohnungsgeld  ein  Servis  erhalten,  das  ursprünglich  eigentlich 
das  Wohnungsgeld  bilden  sollte. 

Nachdem  so  die  Grundzüge  der  Rechtsordnung  der 
Reichsbeamten  hier  skizzirt,  ist  es  von  Wichtigkeit,  die 
ünauziellen  Massnahmen  kennen  zu  lernen,  die  im  Interresse 
der  Beamten  des  Reichs  seit  desses  Begründung  getroffen  sind. 

Die  erste  grosse  Massnahme  von  Bedeutung  war  die 
einer  Besoldungs Verbesserung  von  1  291  020  Thalern  an  die 
Reichsbeamten  aller  Kategorien.^)  Aber  die  gerade  damals 
in  der  Gründerzeit  stark  steigenden  Preise  haben  den  Zweck 
der  Besoldungserhöhung  nur  sehr  unvollkommen  erfüllen 
können.  Wie  die  Vorlage  sagte,  war  die  Besoldungsauf- 
besserung nothwendig,  wenn  nicht  die  Leistungsfähigkeit  der 
Beamten  dauernd  leiden  sollte.^)  Die  Preissteigerung  war 
besonders  bei  den  Wohnungen  in  empfindlicher  Weise  hervor- 
getreten, und  demzufolge  sollte  nicht  eine  für  alle  Orte  gleich- 
mässige  Aufbesserung  erfolgen,  sondern  diese  sich  nach  dem 
Orte,  an  dem  der  Beamte  resp.  Offizier  seinen  dienstlichen 


1. 

n. 
ni. 

IV. 
V. 
VI. 
VII. 


für  Transportkosten  für  je  10  km. 
24  Mk 
20  „ 
10  „ 


^)  S.  Anlag-e  XIY  zum  Etat  für  1872. 

2)  Drucksachen  des  Reichstages  No.  125  S.  572. 
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Wohnsitz  hatte,  abstufen.  Die  Regierung  berechnete  die  zur 
Durchführung  des  Gesetzes  nothwendigen  Summen 

für  Offiziere  und  Aerzte  auf  .    .    2  976  605  Thaler 
für  die  Reichsbeamten  .    .    .    .    2  711  943  „ 

im  ganzen  auf  5  711  754  Thaler. 

Die  Summe  für  die  Offiziere  und  Aerzte  sollte  nicht  in 
das  bis  1874  noch  laufende  Pauschquantum  einbezogen  werden. 

Bei  dieser  Gelegenheit  wurde  auch  eine  Uebersicht  über 
die  xinzahl  der  einzelnen  Stellen  gegeben,  und  nur  bei 
Gelegenheit  der  Vorlagen  über  die  Besoldungsauf  besserungen 
finden  sich  später,  um  den  Umfang  der  erforderlichen  Beamten- 
besoldungen festzustellen,  genauere  Angaben  über  die  Zahl 
der  Reichsbeamten. 

1873  gab  es  im  Reichsdienste  nachstehende  etatsmässige 
Beamte: 
A 
B 
C 
D 


im  Reichskanzleramte  . 
im  Reichstage  .  .  . 
im  Auswärtigen  Amte  . 
in  der  Verwaltung  des 
Reichsheeres 

a)  Servisberechtigt    .  . 

b)  nicht  servisberechtigt 


101  Beamte  aller  Taritklassen.. 


10 
91 


der  III./V. 


2  988 

3  296 


E  in  der  Marineverwaltung 

F  im  Rechnungshofe    .  . 

G  im  Reichsoberhandelsge- 
richt   

H  in  der  Postverwaltung 
in  der  Telegraphenverw. 


6  386 
683 
62 

30 
18  602 
3  585 


der  I./V. 


der   I./V.  „ 


im  ganzen  29  348  Beamte. 

Im  Frieden  und  Beurlaubtenstande 
Heeres  gab  es  in 


des  deutschen. 


Preussen  Sachsen  Württemberg 


Offiziere   

15  008 

1159 

904 

1  321 

100 

77 

130 

11 

10 

222 

11 

Räthe  L-III.  Kl.  . 

311 

„  IV.- V     „     .  . 

104 

Subalterne    I.  Kl.    .  . 

.      1  392 

>  239 

184 

II.  „     .  . 

Unterbeamte    .    .    .  . 

856 

1  019. 

Rossärzte  .... 

525 

38 

26 

Sattler  

73 

6 

4 
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Preiissen  Sachsen  AA^ürttemberg" 
Büclisenmaclier     ....        522        42  £^2 
Civillehrer  (wissen  schaftliche 

Fecht-  Turnl.)      ....        106        20  3 

Die  Zahl  der  gleichzeitig  beschäftigten  Hilfsarbeiter  ist 
nicht  angegeben. 

Von  dieser  Zeit  ab  bis  zu  der  ersten  Regelung  des 
Pensionswesens  ist  die  Zahl  der  Stellen  im  Civildienste  nicht 
bekannt.  1881  wurde  dem  Reichstage  ein  Gesetzentwurf 
über  die  Fürsorge  für  die  Wittwen  und  Waisen  der  Reichs- 
civilbeamten  vorgelegt  und  dabei  auch  Avieder  mitgetheilt, 
wie  viel  Beamte  einen  Anspruch  auf  Besoldung  hätten. 

Nach  den  dem  Gresetzentwurfe  beigegebenen  Motiven 
hatte  die  Civil  Verwaltung  des  Reichs  im  Jahre  18(S0/81 

a)  43  742  Beamte  mit  einem  pensions- 

fähigen Diensteinkommen  von     66  308  000  Mk. 

b)  196  Wartegeldempfänger  mit    .        253  574 

c)  7  816  Pensionäre  mit   6  41)4  887  ,, 

inSa.  51  754  Personen  mit  jährl    .    .    .     73  056  461  Mk. 
wobei  allerdings  die  diätarisch  oder  gegen  Tagegelder  be- 
schäftigten Personen  nicht  mitgerechnet  sind. 

Der  damalige  Aiilwand  des  Reiches  für  die  Hinter- 
bliebenen sollte  etwa  Prozent  des  anrechnungsfähigen 
Gehaltes  betragen,  also  etwa  6  126  215  Mark,  von  denen  das 
Reich  zwei  Drittel,  die  Beamten  selbst  etwa  ein  Drittel  mit 
2  300  000  Mark  übernehmen  sollten.  Daher  wurde  dann  im 
Gesetz  der  Abzug  vom  Gehalt  auf  3  Prozent  bemessen. 

Zum  Vergleich  sei  hier  wieder  der  persönliche  Aufwand 
für  das  Heer  und  die  Marine  im  Reichshaushalt  1880/^>1 
angegeben,  das  nach  den  an  gleicher  Stelle  gegebenen  Zahlen 
97  636  000  Mark  betrug. 

Der  Gesammtaufwand  des  Reichs  an  p  e  n  s  i  o  n  s- 
fähigem  Einkommen  war  1880/81  demnach  auf  170  692  000 
Mark  zu  veranschlagen. 

Im  Jahre  1887/88  sind  die  Aufwendungen  für  die  Be- 
soldung der  Offiziere  und  Beamten  im  Reichsheere  und  der 
Marine  auf  104  440  348  Mark  gestiegen  und  zwar  erhielten 

1.  25  915  Angehörige  des  Reichsheeres    .    73  198  60(;  Mk. 

2.  2  240        „  der  Marine    ...     6  192  992 

3.  9  607  Pensionäre  des  Reichsheeres    .    23  056  754 

4.  830        „  der  Marine    ...     1  991  996  „ 
Sa.  38  592  Personen  104  440  347  Mk. 

Von  dieser  Summe  sollten  etwa  11,9  Prozent  als 
Wittwengelder  aufgebracht  werden,  also  etwa  9  526  266  Mark, 
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von  denen  die  Betlieiligten  durch  Abzug  von  3  Prozent  ihres 
Gehalts  3  133  200  Mark  selbst  aufbringen  sollten. 

Eine  erneute  Uebersicht  über  die  Zahl  der  lieichs- 
beamten  ist  dann  erst  wieder  gegeben  worden,  als  von  neuem 
Gehaltserhöhungen  erfolgten.  Am  7.  Januar  1890  wurde  dem 
Reichstage  ein  Gesetzentwurf^)  vorgelegt,  nach  dem  zum 
Zwecke  der  dauernden  Erhöhung  der  Gehälter  einer  Anzahl 
von  Beamtenkategorien  19  924  082  Mark  gefordert  wurden. 
Es  sollten  für  die  Beamten  der  Tarifklasse  III  928  054  Mark 
ungefähr  10,4  Prozent  der  bisherigen  Sätze,  bei  den  Beamten 
der  Tarifklasse  Y  5  889  650  Mark,  etwa  12,6  Prozent  der 
bisherigen  Sätze  und  bei  den  Unterbeamten  der  Tarifklasse  YI 
5  190  338  Mark  etwa  15,7  Prozent  der  früheren  mehr  be- 
willigt werden.  Dazu  kam  nocli  der  Mehrbedarf  für  Offiziere 
und  Aerzte  mit  4  175  480  Mark  mit  17,7  Prozent  der  bisherigen 
Sätze.  Da  aber  die  Regierung  erklärte,  auf  die  Dauer  diese 
Gehaltserhöhung  nicht  ohne  neue  Steuern  gewähren  zu  können, 
lehnte  der  Reichstag  die  Gehaltsverbesserungen  für  alle 
höheren  Beamten,  für  die  Offiziere  und  für  die  obersten 
]  2  Gehaltsklassen  der  Beamten  ab  Demgemäss  wurden  vom 
Reichstage  statt  der  obigen  Summe  nur  12  688065  Mk.  bewilligt. 

Nach  der  Yorlage^)  betrug  die  Zahl  der  Beamten  im 
Etatsjahre  1890/91  : 

I.  Offiziere  und  Beamte  des  Reichsheeres  und  der  Marine. 

Zulasre 


Stellen 


Gehalt 


A.  ausser 
d.Tarif 

Tarif  kl. 

B.  P 

C.  11^ 

D.  III! 

E.  a  lY 

130 

254 
424 
6  109 
12  593 

Mk. 

853  512 

2  485  500 

3  310  200 
21  885  510 
13  132  302 

Mk. 
515  100 

402  900 
33  480 
126  200 
8  047 

Servisz^ 
57  11^ 
Wohnungsg 
Mk. 
319  440 
385  380 
3  939  130 
3  504  557 

Lischuss 

1:  Mk. 

.  Servis 
Mk. 
343  800 
399  996 

4  049  436 

5  042  502 

Sa.  I 

19  510 

41  667  024 

1085  727 

8  J48  517 

9  892  848 

II.  Servisberechtigte 

Tarifkl.    Stellen  Gehalt 
Mk. 

C.  IP        31        238  550 

D.  IIP      472      1  765  100 

E.  b  Y  1  661  3  461  025 
E.    YI     1  010        790  747 


Beamte  des  Reiches. 

Wohnungsgeld    Servis  Zulage 

Mk.  Mk.  Mk, 

33  300       36  006  — 
331  560     321  336       1  200 

708  440  690  290  117  180 
167  004      108  378  — 


Sa.  II     3  714     6  255  422    1  240  304  1  156  010    118  380 


1)  Stenog-r.-Ber.  1890/92  1.  Anlagebd.  S.  249  Drucks.  49. 

2)  ibid.  S.  347. 
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III.  Beicliszivilbeamte  aiisschliesslicli  der  Beamten  der 
Betriebsverwaltungen  der  Eeichseisenbahnen. 

A.  Ohne  Wobniingsgeldzuschuss  (Eeicliskanzler,  Staatssekretäre, 
Präsid.  des  Rechnungshofes  und  des  Reichsgerichts) 

Stellen  Gehalt       Wohnungsgelder  Zulage 

Mk.  Mk.  Mk. 

8V3       282  000  —  — 

B.  Tarifkl.    P        15  247  000  22  500  — 

C.  „  IP      258  2  527  550  267  480  15  600» 

D.  „  IIP  19791/3  8  089  950  1  401  520  73  500 

E.  „  y  19  235  39  462  098  7  038  156  335  425 

F.  „  yi  33  331  28  503  633  4  160  268  53  300^ 

Summa  III    54  8262/3  79  112  231      12  889  924    477  825 


ly.  Beamte  der  Betriebsverwaltung  der  Reichseisenbahnen 
ohne  Wohnungsgeld. 

Gehalt 

C  Präsident  der  Generaldirektion  13  500 

Stellen  Zulagen  Zuschüsse 

D  Taritklasse  III              56     279  500  5  200     26  920 

E        „           y           1  542   3  333  300  5  400  315  875 

E        „          yi  3  278  3  3b6  890  300  393  765 

Summa    4  877   7  013  190    10  900    736  560 
y.  Diätare. 

A  höhere  Beamte        70  Stellen      231  190  Mk.  Gehalt.. 
B  Bureaubeamte    10  037  5  654  672  „  „ 

C  Kanzleibeamte       142     „  231  330  „ 

D  Unterbeamte     10  443     „        5  799  700  „ 

Summa    20  692  Stellen  11  916  892  Mk.  Gehalt. 

Gegen  Tagegelder 

A  höhere  Beamte       1  Stelle  3  285,—  Mk.  Gehalt. 

B  Bureaubeamte    6797     „  6  643  091,25    „  „ 

C  Kanzleibeamte     886     „  854  921,25    „  „ 

D  Unterbeamte   19  102     „  10  959  594,18  ,, 

Summa    26  786  Stellen  18  460  891,68  Mk.  Gehalt. 

Aus  diesen  Tabellen  ergiebt  sich,  dass  für  etatsmässige 
Beamte  vorhanden  waren 
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82  3872/3  Stellen  mit  134  047  8G4  M.  Gehalt 

1  692  832  „  Zulagen 
23  015  305  „  Wolmungs- 
geldzuscli. 

 11  048  858  „  Servis 

insges.  82  38773  Stellen  mit  169  804  859M.pers.  Aufw. 

dazu      47  478  diätar.  bescMft.  mit     30  377  7 83  „  „ 

insges.  129865  im  fleiclisd.bescli.mit  200  182  642  M.  Unterhalts. 

I.  Ein  dem  Eeichstag  1897  ohne  Nummer  übergebenes 
Yerzeichniss  zählt  unter  den  Eeichsbeamten  93  Grehaltsklassen 
auf,  welche  nach  Dienstaltersstufen  aufsteigen.  Die  erste 
Stufe  beginnt  mit  7500—9900  Mark,  während  die  93.  Klasse 
mit  einem  Gehalt  von  400—900  Mark  abschliesst. 

II.  Die  Gehaltsklassen  der  Betriebsbeamten  der  Eeichs- 
eisenbahnen  bewegen  sich  zwischen  Klasse  A  von  4700—6500 
Mark  bis  Klasse  W  mit  einem  Gehalt  von  820—1020  Mark. 

Die  Zahl  dieser  Beamten,  welche  nach  Dienstaltersstufen 
im  Gehalt  aufsteigen  betrug,  1897  ad  I  81  847^  3  (V3  ist  das 
Gehalt  das  vom  Eeich  für  den  Präsidenten  des  Eechnungs- 
hofes  gezahlt  wird)  und  6204  Beamte  ad  II.  Ausserdem  giebt 
es  noch  51273  Beamte,  deren  Gehalt  ein  Fixes  ist. 


(Das  vorstehend  Abgedruckte  ist  ein  Abschnitt  aus  einer  Arbeit, 
die  der  Fakultät  vollständig  vorgelegen  hat  und  die  in  ihrem  ganzen 
Umfange  bis  zum  Herbst  erscheinen  soll.) 
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Vita. 

Natiis  siim,  Samuelis  Cohn  a.  d.  IX.  Kai.  Mai.  anno 
millesimo  octiugentesimo  sexagesimo  secundo  in  oppido  Pos- 
naniensi  Knischwitz  patre  Adolpho,  vestitore,  matre  Henrietta, 
e  gente  Margoniner,  quam  praemature  mortuam  doleo.  Fideni 
confiteor  mosaicam.  Inde  Septem  amios  natus  in  oppidum  Brom- 
berg cum  patre  migravi,  ubi  in  regio  seminario  primis  elementis 
imbutus  undecimum  annum  agens  inter  cives  gymnasii  receptus 
sum.  Deinde  postquam  Berolinum  me  contuli,  gymnasium 
regium  Joachimicum  per  tres  annos  frequentavi.  Privatis 
studiis  instructus  cum  externus  maturitatis  testimonium  in 
gymnasio  Fridericiano  anno  millesimo  octiugentesimo  octor 
gesimo  quarto  pridie  Non.  April,  nactus  essem,  in  universitate 
Berolinensi  per  octiens  sex  menses  primum  historicorum  et 
philologorum  lectiones  frequentavi,  deinde  rebus  politicis 
vacavi. 

Audivi  viros  illustrissimos : 

Bresslau,  Brunner,  Ciirtius,  Biels,  Droysen,  Grimm^ 
Hinschius,  Hirschfeld,  Roediger,  de  Riclithofen, 
Scherer,  Schmoller,  Schräder,  Yahlen,  AVattenbach^ 
Weizsäcker, 

quorum  memoriam  gratus  Semper  retinebo.  Universitate 
relicta  actis  diurnis  scribendis  me  dedi. 


